Presseerklärung von Attac Bergstraße vom 12.7.2013

Snowdens Enthüllungen und die Grundrechte

Der Sprecher von Attac Bergstraße, Norbert Göbel, nimmt Stellung zu Spionageskandal und Grundrechten, wie auch zu aktuellen Berichten über die Verteidigung der Spähaktionen durch Merkel.

„Die Enthüllungen von Edward Snowden haben die ganze Welt aufgerüttelt. Wir erleben, dass wir und andere angeblich befreundete Staaten in der Welt das Objekt von Spionage und Überwachung nie gekannten Ausmaßes geworden sind und dabei offenbar kein Aufwand zu hoch ist. Deutschland erfuhr dabei in Europa besondere Aufmerksamkeit.
Die Erkenntnisse aus den Informationen von Snowden betreffen den amerikanischen Geheimdienst NSA und den Geheimdienst Großbritanniens, die vor dem Ausspähen von Botschaften und Regierungen von EU-Ländern einschließlich Deutschland nicht Halt machen.

Es gibt darüber hinaus jetzt auch Informationen, dass zwischen dem bundeseigenen Nachrichtendienst BND und dem NSA eine intensivere Zusammenarbeit besteht, als bisher angenommen. Wenn die Regierung behauptet, von allen diesen Vorgängen nichts gewusst zu haben, was man anzweifeln darf, stellt sich die Frage, ob man darüber besser nichts wissen wollte.

Wie hier die breitflächige Verletzung von Grundrechten, Industriespionage und politische Spionage betrieben wird, dafür hat uns Edward Snowden die Augen geöffnet. Attac stellt fest, dass die Akteure solche Vorwürfe vorher häufig Staaten gemacht haben, denen man mangelnde Rechtsstaatlichkeit vorgehalten hat (z. B. China) und dass die gleichen Vorwürfe jetzt von dort zurückkommen.

Snowden hat gehandelt aus Gewissensgründen und ohne dafür von jemanden bezahlt zu werden, weil er diese Praktiken als unerträglich empfand, und er nahm mit großem Mut den Zorn der Ertappten in Kauf. Das alles ergibt das Bild eines aufrechten Bürgerrechtlers, wie wir ihn überall in freien Gesellschaften hoch schätzen sollten.

Welches Bild aber gibt die Weltgemeinschaft ab? Sie steht unter dem Druck einer Hegemonialmacht und gibt diesem Druck willfährig nach. Asylersuchen von Snowden werden reihenweise abgelehnt, auch bei uns ungewöhnlich schnell, obwohl die Möglichkeit existiert, jemanden ein Aufenthaltsrecht im übergeordneten staatlichen Interesse zu gewähren und ein solches Interesse gerade in Deutschland – sonst ein Verfechter der Menschenrechte - besonders bestehen sollte. Überflugverbote über verschiedene EU-Staaten für die Maschine des bolivianischen Staatspräsidenten, in der Snowden vermutet wird, werden verhängt, das Flugzeug zur Landung in Wien gezwungen. Das alles macht einen ziemlich erbärmlichen Eindruck. Ein Nebeneindruck: Die USA setzt einen Bürger faktisch in einem Land fest, indem sie einfach seinen Pass für ungültig erklärt, ohne Gerichtsverfahren. Das wird dann offenbar international akzeptiert. Wie recht doch Kurt Tucholsky hatte mit der Feststellung: „Ohne Pass ist der Mensch kein Mensch“!

Es sieht nicht danach aus, dass Frau Merkel unseren amerikanischen und britischen Partnern mutig die Stirn bietet und der Forderung Nachdruck verleiht, diese dreisten Machenschaften wirklich abzustellen, wenn sich z.B. eine deutsche Delegation großenteils zweitrangiger Beamter auf den Weg in die USA macht, der der Innenminister Friedrich jetzt hinterherreist. Möglicherweise geht nach einer knappen Entschuldigung der USA das alles so ähnlich weiter. Dazu: Die USA baut derweil, bemüht um hohe Geheimhaltung, an einem aufwändigen Hightech-Kontrollzentrum in Wiesbaden, in das die seitherige Station bei Darmstadt dann umziehen kann (s. Spiegel vom 8.7.13). 

Wir von Attac sind nicht der naiven Meinung, dass Geheimdienste überflüssig sind in einer Welt, wie sie nun mal ist. Aber dieses Desaster ausgeuferter und von der Leine gelassener Spionagetätigkeit, die längst über das Ziel der Terrorabwehr hinausgeht, ja sich selbst als Ziel die „Informations-Vorherrschaft“ setzt, muss Folgen haben.

Wir wissen jetzt alle, wie weitgehend Deutschland und andere Länder das Ziel der Geheimdienste von „Freunden“ geworden sind. Darin besteht unsere Chance, dass wir einen grundlegend neuen Umgang auf der Basis von gegenseitiger Achtung und der Respektierung von Rechten einfordern zwischen Ländern, die in einer Gemeinschaft verbunden sind. Dazu ist auch in diesem sensiblen Bereich eine wirksame demokratische Kontrolle nötig. Wir müssen unsere Grundrechte, wie gerade Schutz des Telefon- und Fernmeldegeheimnisses nach §10 des Grundgesetzes, entschlossen verteidigen und dies auch von unserer Regierung verlangen, sonst werden sie ausgehöhlt.

Die Datenkraken lauern überall (sie heißen auch Google, Facebook usw.), sie werden immer effizienter und wir wissen nicht, an wen sie Informationen liefern. Deshalb müssen wir uns alle – leider – auch selber kritisch fragen, was wir tun können und müssen, damit unsere Bürgerrechte nicht verkommen“, so schließt der Attac-Sprecher. 

